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§15
Ehrenausschuß

(1) Dem Ehrenausschuß gehören der Vorsitzende und eine ausrei­
chende Anzahl von Mitgliedern an. Für den Vorsitzenden können 
Vertreter bestellt werden. Der Vorsitzende, die Vertreter und die 
Beisitzer dürfen nicht Angestellte der Kammer oder der Aufsichtsbe­
hörde sein.

(2) Der Vorsitzende, die Vertreter und die Mitglieder werden auf 
Vorschlag des Vorstandes auf die Dauer von fünf Jahren gewählt. Die 
Wiederwahl ist zulässig.

(3) Der Ehrenausschuß entscheidet in der Besetzung mit einem 
Vorsitzenden und zwei Beisitzern. Das Verfahren ist nicht öffentlich. 
Der Vorsitzende bestimmt vor Beginn eines jeden Geschäftsjahres für 
dessen Dauer die Reihenfolge, in der seine Vertreter und die Beisitzer 
unter Berücksichtigung ihrer Beschäftigungsart zu den Sitzungen 
zugezogen werden.

(4) Bei Entscheidungen im Ehrenverfahren muß mindestens ein 
Beisitzer der Beschäftigungsart des Betroffenen angehören.

(5) Der Vorsitzende und die Vertreter müssen einen Abschluß als 
Diplom-Jurist nachweisen.

§ 16
Ehrenverfahren

(1) Die Mitglieder der Kammern haben sich wegen berufsunwürdi­
gen Verhaltens in einem Ehrenverfahren zu verantworten. Berufsun­
würdig verhält sich, wer die Berufspflichten verletzt.
Auf Antrag eines Mitgliedes muß eine Entscheidung über sein 
Verhalten in einem Ehrenverfahren herbeigeführt werden.

(2) Das Ehrenverfahren findet vor dem Ehrenausschuß statt.

(3) Berufspolitische, wissenschaftliche und künstlerische Ansichten 
und Handlungen können nicht Gegenstand eines Ehrenverfahrens 
sein.

(4) Ist wegen desselben Sachverhalts die öffentliche Klage im 
strafrechtlichen Verfahren erhoben worden, kann ein Ehrenverfahren 
zwar eingeleitet werden, es muß aber bis zur Beendigung des 
Strafverfahrens ausgesetzt werden. Das gleiche gilt, wenn während 
des Ehrenverfahrens die öffentliche Klage erhoben wird. Die tatsäch­
lichen Feststellungen des Urteils im strafgerichtlichen Verfahren sind 
für das Ehrenverfahren bindend.

(5) Ist das Mitglied in einem strafgerichtlichen Verfahren freige­
sprochen worden, kann wegen des Sachverhalts, der Gegenstand der 
gerichtlichen Entscheidung war, ein Ehrenverfahren nur eingeleitet 
oder fortgesetzt werden, wenn dieser Sachverhalt, ohne den Tatbe­
stand eines Strafgesetzes zu erfüllen, eine Verletzung von Berufs­
pflichten darstellt.

(6) Die Absätze 4 und 5 gelten entsprechend, wenn gegen das 
Mitglied ein Disziplinarverfahren wegen desselben Sachverhaltes 
eingeleitet wurde.

§ 17
Maßnahmen im Ehrenverfahren

(1) Im Ehrenverfahren kann erkannt werden auf
1. Verweis,
2. Geldstrafe bis 10 000 DM,
3. Aberkennung der Mitgliedschaft in Organen oder Ausschüssen 

der Kammer,
4. Aberkennung des Wahlrechts und der Wählbarkeit zu den 

Organen der Kammer bis zur Dauer von fünf Jahren,
5. Löschung aus der Liste.

(2) Die in Abs. 1 Ziffern 2. bis 4. genannten Maßnahmen können 
nebeneinander verfügt werden.

(3) Die Verfolgung einer Verletzung von Berufspflichten verjährt 
in fünf Jahren. Für den Beginn, das Ruhen und die Unterbrechung der 
Verjährung gilt das Strafgesetzbuch entsprechend. Verstößt ein 
Verhalten auch gegen ein Strafgesetz, so verjährt die Verfolgung der 
Verletzung von Berufspflichten zugleich mit der Strafverfolgung.

Vierter Teil

Ordnungswidrigkeiten, Rechtsmittel,
Aufsicht

§ 18

Bekämpfung von Ordnungswidrigkeiten 
sowie Beschwerdeverfahren

Für Ordnungswidrigkeiten und ihre Bekämpfung sowie für das 
Beschwerdeverfahren gelten die Bestimmungen der §§ 11 und 12 des 
Architektengesetzes entsprechend. Das Beschwerdeverfahren gemäß 
§ 12 des Architektengesetzes gilt auch gegen Entscheidungen des 
Ehrenausschusses.

§ 19 

Aufsicht

(1) Die Rechts- und Fachaufsicht über die jeweilige Architekten­
kammer führt das für Bauwesen zuständige Mitglied der Landesregie­
rung.

(2) Die Aufsichtsbehörde hat unbeschadet weitergehender Vor­
schriften des Architektengesetzes und dieser Ordnung darüber zu 
wachen, daß die Architektenkammer ihre Tätigkeit im Rahmen ihres 
Aufgabenbereiches, im Einklang mit den gesetzlichen Bestimmungen, 
den Satzungen und auf der Grundlage einer geordneten Finanzgeba­
rung ausübt

§20

Durchführung der Aufsicht

(1) Die Aufsichtsbehörde kann jederzeit von der Architektenkam­
mer Aufschluß über deren Angelegenheit verlangen.

(2) Die Aufsichtsbehörde kann Beschlüsse und andere Maßnahmen 
der Architektenkammer beanstanden, wenn sie das Gesetz, die 
Satzung oder die Ordnungen der Architektenkammer verletzen. 
Beanstandete Beschlüsse und Maßnahmen dürfen nicht vollzogen 
werden; die Aufsichtsbehörde kann verlangen, daß bereits getroffene 
Maßnahmen rückgängig gemacht werden.

(3) Erfüllt die Architektenkammer ihr obliegende Pflichten oder 
Aufgaben nicht, so kann die Aufsichtsbehörde anordnen, daß die 
Kammer innerhalb einer bestimmten Frist das Erforderliche veran­
laßt.

(4) Wenn und solange die ordnungsgemäße Geschäftsführung der 
Architektenkammer nicht gewährleistet erscheint und andere Auf­
sichtsmittel nicht ausreichen, kann die Aufsichtsbehörde einen Beauf­
tragten bestellen, der einzelne oder sämtliche Aufgaben der Architek­
tenkammer auf deren Kosten wahrnimmt.

(5) Beschlüsse und andere Maßnahmen der Architektenkammer, 
die der Genehmigung der Aufsichtsbehörde bedürfen, werden erst mit 
der Genehmigung wirksam.

(6) Zu den Tagungen der Vertreterversammlung ist die Aufsichts­
behörde rechtzeitig einzuladen. Der Vertreter der Aufsichtsbehörde 
ist in der Versammlung auf Verlangen jederzeit zu hören. Eine 
Vertreterversammlung ist abzuhalten, wenn die Aufsichtsbehörde es 
fordert.

(7) Die Architektenkammer erstattet der Aufsichtsbehörde jährlich 
einen Bericht über das abgelaufene Geschäftsjahr.


